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geringe Wiedergutmachungsleistungen. Wenn über-
lebende Roma und Sinti nach dem Krieg Anträge auf 
Opferfürsorge stellten, so scheiterten sie oft an der 
Ablehnung vorurteilsbehafteter Bürgermeister, die die 
Antragsteller pauschal als ›arbeitsscheu‹ und ›asozial‹ 
abquali�zierten. 

Erst mit der Novellierung des Opferfürsorge gesetzes 
im Jahre ���� erhielten die Überlebenden des »Zigeuner-
lagers« Lackenbach und anderer Arbeitslager für die erlit-
tene »Freiheitsbeschränkung« erstmals eine einmalige 
Entschädigung von ��� Schilling (ATS) pro Haftmonat. 
Überlebende der Konzentrationslager erhielten ����ATS 
pro Haftmonat. Die Haft im »Zigeunerlager« Lackenbach 
wie auch in den »Zigeuner-Zwangsarbeits lagern« wird bis 

heute nicht als KZ-Haft anerkannt. Erst ���� erhielten 
die Überlebenden dieser Lager bei mindestens halbjähri-
ger Inhaftierung das Recht auf eine Amtsbescheinigung 
und damit auf eine Opferfürsorgerente.��  Vorausset-
zung für eine Opferfürsorgerente war seit jeher, dass 
die Bezieher bedürftig, nicht vorbestraft und in ihrer 
Erwerbsfähigkeit gemindert waren. Viele Roma und Sinti 
waren in der Zwischenkriegszeit und zum Teil auch nach 
���� aufgrund diskriminierender Gesetze, zum Beispiel 
wegen »Vagabundage«, vorbestraft, oder sie waren unter 
dem Vorwand der »Asozialität« in die KZs eingeliefert 
worden. Sie hatten daher keinen Anspruch auf eine 
Amtsbescheinigung und konnten damit keine Opferfür-
sorgerente beanspruchen. 

Die burgenländischen Heimatgemeinden waren über 
die Tatsache, dass nach der Befreiung vom National-
sozialismus als ›Zigeuner‹ stigmatisierte Roma in die 
Orte zurückkehrten, in der Regel höchst unerfreut. In 
mehreren Gemeinden musste die Wohnraum bescha�ung 
für die zurückgekehrten Roma von den Besatzungs-
behörden durchgesetzt werden.��  Einige Gemeindever-
waltungen versuchten sogar, die Roma durch Ankauf 
von Grundstücken in andere Gemeinden abzusiedeln.��  
In zahlreichen burgenländischen Dörfern wurden die 
wenigen Überlebenden des Holocaust in Behelfsquar-
tieren untergebracht, etwa in Feuerwehrhäusern oder 
leerstehenden Baracken.��  Bis in die ����er -Jahre wurde 
ansässigen Roma der Kauf von eigenen Grundstücken 
in ihren Heimatgemeinden und der Bau von Häusern 
mehrfach verwehrt oder schwer gemacht. Größeres Auf-
sehen erregte ���� ein Vorfall in Unterwart: J. Horwath 
hatte im Ortskern ein Grundstück gekauft und wollte 
dort ein Haus errichten. Erst bei der Bauverhandlung, 

so Claudia Mayerhofer, seien die Anrainer darauf auf-
merksam geworden, dass es ein Rom war, der das neue 
Grundstück erworben hatte. »Nun lehnten sich alle 
Anrainer dagegen auf, einen Zigeuner zum Nachbarn 
zu bekommen und übten auf die Gemeinde so starken 
Druck aus, daß der Kauf des Grundstückes rückgän-
gig gemacht werden mußte.«��  Aufgrund dieser Wider-
stände der Gemeinden gegen die Rückkehr der ›Zigeuner‹ 
musste die Mehrzahl der überlebenden Roma bis in die 
����er -Jahre mit ihren Familien häu�g in Notunterkünf-
ten, Holzhütten, Betonbunkern oder Baracken leben, 
auf engstem Raum, häu�g ohne Strom und �ießendes 
Wasser.��  

Die katastrophale soziale und wirtschaftliche Lage 
der österreichischen Roma und Sinti konnte erst nach 
ihrer o�ziellen Anerkennung als österreichische Volks-
gruppe� �  ����, sowie aufgrund der nach dem ���� verüb-
ten Bombenattentat von Oberwart – bei dem vier junge 
Roma den Tod fanden – einsetzenden Maßnahmen nach-
haltig verbessert werden. Erst nach ���� wurden viele 
Opfer aus Mitteln des NS-Operfonds, des ���� geschaf-
fenen Zwangsarbeiterfonds und des ���� eingerichteten 
Allgemeinen Entschädigungsfonds für ihre Verluste und 
Leiden entschädigt.
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Ghettos in �ódź /Litzmannstadt, 1941/42, Kat. Nr. 10.37.

Filmprogramm zu »Tie�and«. Für den Film unter  

der Regie von Leni Riefenstahl wurden 1940/41  

Internierte des »Zigeunerlagers« Maxglan in Salzburg  

als Komparsen zwangsverp�ichtet, Kat. Nr. 10.15.

Internierte im Anhaltelager Weyer, 1941, Kat. Nr. 10.16.

Im Frauen-KZ Ravensbrück: Sinti und Roma-Frauen  

�echten Strohmatten unter Aufsicht einer Kapo.  

Aufnahme aus einem SS-Fotoalbum, 1941, Kat. Nr. 10.38.

19  
Florian Freund, Gerhard Baumgartner, Harald Greifeneder: 
Vermögensentzug, Restitution und Entschädigung der Roma 
und Sinti, Wien/München ����; siehe dazu auch Barbara Rieger: 
Roma und Sinti in Österreich nach ����. Die Ausgrenzung einer 
Minderheit als gesellschaftlicher Prozess, Frankfurt am Main ����.

20  
Ebd.

21  
Bericht der Gemeinde Goberling über die Ereignisse in den 
Gemeinden ���� bis ����, BLA, BH Oberwart A VIII ��/��� – ��� VII; 
vgl. Rieger: Roma und Sinti, ����, S. ��.

22  
Schreiben des Landesfeuerwehrkommandos Burgenland an die BH 
in Oberwart vom ��. ��. ���� betr. Einquartierung im Feuerwehr-
Gerätehaus, BLA, BH Oberwart XI ���/����.

23  
Claudia Mayerhofer: Dorfzigeuner. Kultur und Geschichte der 
Burgenland-Roma von der Ersten Republik bis zur Gegenwart, Wien 
����, S. ���f.

24  
Vgl. Eva Maria Schwarzmayer: Die Geschichte der Burgenland-Roma 
seit ����, Dipl.-Arb. Wien ����, S. ��; Rieger: Roma und Sinti, ����, 
S. ��f.

25  
Gerhard Baumgartner und Bernhard Perchinig: Minderheitenpolitik, 
in: Herbert Dachs u. a. (Hg.): Handbuch des politischen Systems 
Österreichs. Die Zweite Republik, Wien ����, S. ��� – ���.


